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Die Landessynode ist die Versammlung von gewählten 
und berufenen Mitgliedern der Landeskirche, die aus 
ihren Erfahrungen im kirchlichen Leben und aus ihrer 
besonderen Sachkenntnis heraus beschließend und 
beratend mit dem Landesbischof, dem Landeskirchen­
rat und dem Evangelischen Oberkirchenrat im Dienst 
an der Kirchenleitung zusammenwirken.

Die Leitung der Landeskirche geschieht geistlich und 
rechtlich in unaufgebbarer Einheit (§ 109 Grundordnung 
- GO -).

In dieser Verantwortung gibt sich die Synode die folgende 
Geschäftsordnung:

Amtsdauer der Landessynode 
Verpflichtung der Synodalen

§1
(1) Die Amtsdauer der Landessynode beträgt sechs 
Jahre und beginnt mit der ersten Tagung der Landes­
synode.
(2) Die Landessynode bleibt so lange im Amt, bis die 
neu gewählte Synode zusammentritt. Die erste Tagung 
der neu gewählten Synode wird vom Synodalpräsidium 
vorbereitet und bis zur Wahl des Präsidiums der neuen 
Landessynode geleitet (§ 113 GO).

(3) Der Präsident der alten Landessynode beruft die 
neue Landessynode zu ihrer ersten Tagung ein und 
nimmt jedem Synodalen folgendes Versprechen ab:

„Ich verspreche, in der Landessynode gewissenhaft 
und sachlich mitzuarbeiten und nach bestem Wissen 
und Gewissen dafür zu sorgen, daß ihre Beschlüsse 
dem Bekenntnis der Landeskirche entsprechen und 
dem Auftrag der Kirche Jesu Christi dienen.“

Der Präsident spricht die Worte vor, worauf jeder 
Synodale antwortet:
„Ich verspreche es.“

(4) Später eintretende Synodale werden von dem 
Präsidenten der neuen Landessynode verpflichtet 
(§114 GO).
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Wahlprüfung

§2
(1) Nach der Eröffnung prüft die Synode die Vollmacht 
ihrer Mitglieder und entscheidet darüber endgültig (§115 
Abs. 1 GO). Eine Vorprüfung der Wahlergebnisse zur 
Landessynode erfolgt durch den Evangelischen Ober­
kirchenrat unverzüglich nach Eingang der Wahlunter­
lagen. Ergeben sich Bedenken, teilt der Evangelische 
Oberkirchenrat diese dem Präsidenten der Landessynode 
und im Einvernehmen mit ihm der betreffenden Bezirks­
synode mit, um Gelegenheit zur Behebung zu geben.
(2) Zur Prüfung der Vollmacht der gewählten Synodalen 
teilt sich die Synode in die aus der Anlage* ersichtlichen 
5 Abteilungen. Zu einer Abteilung gehören die in den 
betreffenden Kirchenbezirken wohnenden Synodalen.
(3) Die erste Abteilung prüft die Wahl der Synodalen 
der zweiten Abteilung, die zweite die der dritten und so 
fort, die letzte die der ersten.
(4) Jede Abteilung erhält die einschlägigen Wahlakten 
nebst den Einsprachen und Erhebungen.
(5) Ist gegen eine Wahl keine Einsprache erfolgt und 
äußert weder der Evangelische Oberkirchenrat noch 
ein Mitglied der Synode Bedenken, so kann an die Stelle 
einer förmlichen Wahlprüfung nach den Absätzen 1 bis 4 
auf einstimmigen Beschluß der Synode ein vereinfach­
tes Verfahren dahin treten, daß jedem Synodalen die 
Möglichkeit gegeben wird, in die Wahlakten Einsicht zu 
nehmen. Wird daraufhin bis zum Beginn der zweiten 
Sitzung von keinem Synodalen Antrag auf förmliche 
Wahlprüfung gestellt, so gilt die Wahl als ordnungsgemäß 
erfolgt. Entsprechendes gilt, wenn Einsprachen oder 
Bedenken sich auf die Wahl in einem oder einigen 
Kirchenbezirken beschränken, für die nicht beanstan­
deten Wahlen.

§3
(1) In jeder Abteilung übernimmt zunächst der älteste 
Synodale den Vorsitz, sodann wählt die Abteilung einen 
Vorsitzenden, welcher die Akten an einzelne Mitglieder 
zur Prüfung verteilt, und, falls nicht ein anderer Bericht­
erstatter bestimmt wird, im Namen der Abteilung über das 
Ergebnis der Prüfung in der Synode Bericht erstattet.
(2) Kann die Synode nicht ohne weiteres entscheiden, 
ob eine Wahl für gültig oder ungültig zu erklären ist, so 
kann sie einen besonderen Ausschuß für die Wahlprüfung 
wählen, der durch den Evangelischen Oberkirchenrat 
Erhebungen veranstalten kann und die Prüfung mit 
größter Beschleunigung zu Ende zu führen hat. Bis zur
Ungültigkeitserklärung seiner Vollmacht ist 
Gewählte vollberechtigtes Mitglied der Synode.

der

§4
§§ 2 und 3 gelten bei Nachwahlen zur Synode entspre­
chend.

Präsidium 

§5
-

(1) Nach Erledigung der Wahlprüfung wählt die Synode 
für die Dauer ihrer Amtszeit in geheimer Abstimmung 
aus ihrer Mitte das Synodalpräsidium.
(2) Das Präsidium besteht aus dem Präsidenten, 
einem ersten und einem zweiten Stellvertreter - von 
denen nur einer Pfarrer sein soll - sowie aus sechs 
Schriftführern.
(3) Erhält bei der Wahl des Präsidenten auch in wieder­
holter Abstimmung niemand die Mehrheit, so ist im 
dritten Wahlgang zwischen den beiden Bewerbern zu 
entscheiden, die zuletzt die meisten Stimmen erhalten 
haben. Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhalten 
hat; bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, das 
der Wahlleiter zieht.
(4) Der erste und der zweite Stellvertreter des Präsi­
denten werden in gleicher Weise gewählt.
(5) Sodann werden in einem Wahlgang sechs Schrift­
führer gewählt. Gewählt sind diejenigen, welche die 
meisten Stimmen erhalten haben; bei gleicher Stimmen­
zahl entscheidet der Präsident.
(6) Der Präsident ist berechtigt, wenn erforderlich, 
vorübergehend Mitglieder der Synode mit dem Dienst 
eines Schriftführers zu betrauen.

§6
Der Präsident beruft die Landessynode zu ihren Tagungen 
ein. Er leitet die Geschäfte und Verhandlungen der 
Synode, übt das Ordnungsrecht aus, vertritt die Synode 
gegenüber dem Landesbischof und dem Evangelischen 
Oberkirchenrat sowie nach außen.

§7
(1) Der Präsident wird bei Verhinderung bei der Leitung 
der Geschäfte und bei der Vertretung der Synode nach 
außen durch seinen ersten Stellvertreter und, wenn 
dieser ebenfalls verhindert ist, durch seinen zweiten 
Stellvertreter vertreten.
(2) Der Stellvertreter übernimmt die Aufgaben des 
Präsidenten in vollem Umfang.

§8
Bei der Leitung der Verhandlungen der Synode kann 
sich der Präsident jederzeit durch einen seiner Stellver­
treter vertreten lassen.

Anlage zu § 2 Abs. 2:
Wahlprüfungsabteilungen:

Abteilung I:
Kirchenbezirke Wertheim, Boxberg, Adelsheim, Mosbach, 
Mannheim.

Abteilung II:
Kirchenbezirke Eppingen-Bad Rappenau, Sinsheim, Neckargemünd, 
Heidelberg, Ladenburg-Weinheim, Oberheidelberg.

Abteilung III:
Kirchenbezirke Bretten, Karlsruhe-Land, Alb-Pfinz, Pforzheim-Stadt, 
Pforzheim-Land.

Abteilung IV:
Kirchenbezirke Karlsruhe und Durlach, Baden-Baden, Kehl, Offenburg, 
Lahr, Emmendingen, Villingen.

Abteilung V:
Kirchenbezirke Freiburg, Müllheim, Lörrach, Schopfheim, Hochrhein, 
Konstanz, Überlingen-Stockach.
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Will sich der Präsident an der Beratung als Redner zur 
Sache beteiligen, so überläßt er bis zum Schluß der 
Beratung über den Gegenstand, zu dem er das Wort 
genommen hat, den Vorsitz einem seiner Stellvertreter.

§9
(1) Die Schriftführer unterstützen den Präsidenten 
und unterstehen seiner Leitung. Sie fertigen die Ver­
handlungsniederschriften, besorgen die Listenführung 
(§ 17 Abs. 3, § 23 Abs. 3, § 30 Abs. 2) und veranlassen 
die nötigen schriftlichen Ausfertigungen der Synode.
(2) Der Präsident hat gegenüber den vom Evangeli­
schen Oberkirchenrat zur Verfügung gestellten Mitar­
beitern Weisungsbefugnis.

§10

(1) Scheidet ein Mitglied des Präsidiums aus, so findet 
eine Nachwahl statt.
(2) Ist der Präsident ausgeschieden, so kann auf Ver­
langen von mindestens zehn Synodalen eine Neuwahl 
des ganzen Präsidiums stattfinden.

Ältestenrat

§11
(1) Zur Ermöglichung einer freien Verständigung über 
wichtige Fragen der Geschäftsbehandlung und über 
Wahlen tritt dem Präsidenten ein Ältestenrat zur Seite, 
der aus den Mitgliedern des Präsidiums (§ 5), den Vor­
sitzenden der ständigen Ausschüsse (§ 13) und aus 5 
weiteren Mitgliedern besteht, die von der Synode 
gewählt werden. Der Präsident kann auch Mitglieder 
des Evangelischen Oberkirchenrats zur Erteilung sach­
kundigen Rates zuziehen. Der Ältestenrat wird vom 
Präsidenten nach Bedarf zusammengerufen. Das 
Ergebnis der Beratungen des Ältestenrats wird vom 
Präsidenten der Synode nach freiem Ermessen 
bekanntgegeben.

(2) Der Ältestenrat entscheidet auch über schriftliche 
Bitten und Anregungen von Kirchenmitgliedern, die ihm 
vom Präsidenten vorgelegt werden (§ 17 Abs. 4).
(3) Dem Präsidenten der alten Landessynode steht 
vor der Konstituierung der neuen Synode ein vorläufiger 
Ältestenrat zur Seite, der sich aus den auch in die neue 
Synode entsandten Mitgliedern des früheren Ältesten­
rates zusammensetzt. Sofern die Zahl dieser Mitglieder 
weniger als neun beträgt, treten die an Lebensalter 
ältesten und jüngsten Synodalen in entsprechender 
Zahl hinzu.

Wahl der synodalen Mitglieder 
des Landeskirchenrats

§12
(1) Spätestens in ihrer zweiten Tagung wählt die Synode 
für die Dauer der Wahlperiode der Synode die synodalen 
Mitglieder des Landeskirchenrats; § 137 Abs. 1 GO 
bleibt unberührt.
(2) Jeder Synodale hat so viele Stimmen, wie synodale 
Mitglieder zu wählen sind. Kumulation von Stimmen auf 
einen Kandidaten ist nicht zulässig.

(3) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebe­
nen Stimmen erhalten hat. Haben Kandidaten im ersten 
Wahlgang diese Mehrheit nicht erreicht, findet ein zweiter 
Wahlgang statt, bei dem nur solche Synodale gewählt 
werden können, die schon im ersten Wahlgang Stimmen 
erhalten haben.

Haben Kandidaten auch im zweiten Wahlgang die 
erforderliche Mehrheit nicht erreicht, findet ein dritter 
Wahlgang statt, in dem diejenigen als gewählt gelten, 
die die meisten Stimmen erhalten haben. Bei gleicher 
Stimmenzahl entscheidet das Los, das vom Präsidenten 
gezogen wird. Im dritten Wahlgang können nur solche 
Synodale gewählt werden, die im ersten oder im zwei­
ten Wahlgang Stimmen erhalten haben.
(4) Der Ältestenrat stellt für die Wahl einen Wahlvor­
schlag auf. Dabei sollen die Vorsitzenden der ständigen 
Ausschüsse berücksichtigt werden. Aus der Mitte der 
Synode kann der Wahlvorschlag des Ältestenrates 
ergänzt werden.

(5) Für jedes gewählte synodale Mitglied wird ein 
Stellvertreter in besonderer Wahl bestellt.

(6) Scheidet ein synodales Mitglied oder ein Stellver­
treter aus, so ist beim nächsten Zusammentreten der 
Synode für den Ausgeschiedenen ein anderes Mitglied 
oder ein Stellvertreter für die restliche Amtsdauer der 
Synode zu wählen.

Ausschüsse

§ 13
(1) Nach der Wahl des Präsidiums werden die ständi­
gen Ausschüsse bestellt, und zwar
1.

2.

3.

4.

ein Rechtsausschuß, dem die Vorberatung rechtli­
cher Fragen einschließlich der Verfassung obliegt,
ein Hauptausschuß für grundsätzliche Fragen der 
Kirche, der Verkündigung und des kirchlichen 
Lebens,
ein Finanzausschuß zur Beratung des Haushalts 
und anderer finanzieller Fragen und
ein Bildungsausschuß zur Behandlung von Fragen
der Bildung im allgemeinen sowie der Aus- und 
Fortbildung im besonderen, sowie von Aufgaben 
der Diakonie.

Die Synode kann nach Bedarf weitere ständige Aus­
schüsse bilden.
(2) Die ständigen Ausschüsse können mit Zustimmung 
des Präsidenten auch außerhalb der Tagungen der 
Synode einberufen werden.

(3) Zur Beratung besonderer Gegenstände, insbe­
sondere zur Vorbereitung von Vorlagen an die Synode, 
können besondere Ausschüsse und Kommissionen 
gebildet werden. In diese dürfen auch Personen berufen 
werden, die nicht Synodale sind. Ihre Anzahl soll die 
Hälfte der synodalen Mitglieder des Ausschusses nicht 
übersteigen. Die Berufung erfolgt durch den Ausschuß 
(die Kommission) mit Zustimmung des Ältestenrates. 
Den besonderen Ausschüssen (Kommissionen) können 
Gegenstände von dem Präsidenten oder dem Ältesten­
rat zur Behandlung zugewiesen werden.
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(4) Die besonderen Ausschüsse und Kommissionen 
können Mitarbeiter, in deren Dienstbereich die Behand­
lung der den Ausschüssen und Kommissionen über­
tragenen Angelegenheiten fällt, mit beratender Stimme 
hinzuziehen.
(5) Absatz 2 findet auf die besonderen Ausschüsse 
und Kommissionen entsprechende Anwendung.
(6) Zur Beratung einzelner Fragen können von den 
Ausschüssen Unterausschüsse bestellt werden.

(7) Die Ausschüsse und Kommissionen legen die 
Ergebnisse ihrer Beratungen dem Präsidenten vor.

§14
(1) Jedes Mitglied eines ständigen Ausschusses kann 
sich vorübergehend durch einen anderen Synodalen 
vertreten lassen. Dem Vorsitzenden des Ausschusses 
ist hiervon Mitteilung zu machen.

(2) Der Präsident kann in jedem Ausschuß jederzeit 
außerhalb der Rednerliste das Wort nehmen. Die übrigen 
Synodalen können an den Beratungen als Zuhörer teil­
nehmen. -

(3) Der Evangelische Oberkirchenrat muß auf 
Wunsch des Ausschusses vertreten sein. Seine Mitglie­
der und Bevollmächtigten sowie die Prälaten sind 
berechtigt, an den Beratungen als Zuhörer teilzunehmen 
und müssen auf Verlangen jederzeit außerhalb der 
Rednerliste gehört werden. Die Sitzungen und die 
Tagesordnung sind dem Evangelischen Oberkirchenrat 
rechtzeitig vorher mitzuteilen.

§ 15
(1) Jeder Ausschuß wählt einen Vorsitzenden, einen 
Stellvertreter des Vorsitzenden und nach Bedarf einen 
Schriftführer; die Berichterstatter werden von Fall zu 
Fall bestimmt.
(2) Die Ausschüsse sollen sich nur mit den Gegen­
ständen befassen, die ihnen von der Synode, dem Prä­
sidenten oder dem Ältestenrat überwiesen sind.
(3) Die Sitzungen aller Ausschüsse und Kommissionen 
sind nicht öffentlich. Der Vorsitzende kann Gäste zulas­
sen. Mitteilungen aus den Ausschußsitzungen an die 
Öffentlichkeit dürfen nur mit Zustimmung des Präsiden­
ten der Landessynode veröffentlicht werden.

(4) Im übrigen finden auf die Verhandlungen in den 
Ausschüssen die Bestimmungen der Geschäftsordnung 
für die Verhandlungen in der Synode, insbesondere 
auch § 23 Abs. 6, sinngemäß Anwendung.

Arbeitskreise

§16
Die Synode kann insbesondere zur Vorbereitung von 
Schwerpunkttagungen Arbeitskreise bilden. §127 
Abs. 2 Buchst, u GO bleibt unberührt. § 13 Abs. 3 gilt 
sinngemäß.

Geschäftseingänge

§17
(1) Eingänge sind:
1.

2.
3.

Bitten und Anregungen von Kirchenmitgliedern, die 
schriftlich vorgelegt und namentlich unterzeichnet 
sein müssen,
Eingaben gemäß § 18 Abs. 1,
Vorlagen des Landeskirchenrats gemäß § 18
Abs. 3, schriftliche Anträge und Gesetzesvorlagen 
aus der Mitte der Synode gemäß § 19.

Eingänge nach Nr. 1 und 2 sollen spätestens einen 
Monat vor Beginn der Tagung vorgelegt werden.
(2) Sämtliche Eingänge nach § 17 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
werden vom Präsidenten geprüft. Wenn sie nach Form 
oder Inhalt ungeeignet sind oder wenn sie eine von der 
Synode bereits entschiedene oder durch Übergang zur 
Tagesordnung bereits erledigte Angelegenheit betref­
fen und keine neuen Gründe vorgetragen sind, so weist 
er sie zurück. Ist die Synode für den Eingang offensicht­
lich unzuständig, so gibt er ihn an die zuständige Stelle 
weiter. Betrifft der Eingang einen schon bei der Synode 
anhängigen Gegenstand, so weist er ihn unmittelbar 
dem damit befaßten Ausschuß zu. Seine Entscheidungen 
teilt er dem Ältestenrat mit.
(3) Die nicht gemäß Absatz 2 erledigten Eingänge 
legt der Präsident dem Ältestenrat vor. Sie sind von den 
Schriftführern zu verzeichnen. Jeder Synodale kann in 
das Verzeichnis jederzeit Einsicht nehmen, soweit die 
Geschäftserledigung dadurch nicht behindert wird.
(4) Über die nach Absatz 3 vorgelegten Eingänge ent­
scheidet der Ältestenrat selbst oder legt sie der Synode vor 
oder gibt sie an den Evangelischen Oberkirchenrat weiter.
(5) Wird eine abgewiesene Bitte oder Anregung 
erneut vorgelegt, so entscheidet der Ältestenrat endgültig.
(6) Dem Unterzeichner der Eingabe bzw. bei Bitten 
und Anregungen von Kirchenmitgliedern dem Erstunter­
zeichner ist von der Art der Erledigung unter gleich­
zeitiger Benachrichtigung des Evangelischen Oberkir­
chenrats Kenntnis zu geben.

§18
(1) Eingaben von Ältestenkreisen, Kirchengemeinde­
räten, Bezirkskirchenräten, Bezirkssynoden und des 
Diakonischen Werkes der Evangelischen Landeskirche 
in Baden müssen schriftlich und mit dem Nachweis der 
ordnungsgemäßen Beschlußfassung vorgelegt werden. 
Im Einvernehmen mit dem Ältestenrat kann der Präsi­
dent von der Behandlung absehen, wenn sie von der 
Synode bereits entschiedene oder durch Übergang zur 
Tagesordnung erledigte Angelegenheiten betreffen 
und keine neuen Gründe vorgetragen werden.
(2) Eingaben, die nach Absatz 1 zur Sachbehandlung 
gelangen, werden der Synode durch den Präsidenten 
oder einen Schriftführer bekanntgegeben. Die Synode 
entscheidet unmittelbar darüber oder weist sie einem 
oder mehreren Ausschüssen zu, geht über sie ganz 
oder teilweise zur Tagesordnung über, erklärt sie für 
erledigt oder überweist sie dem Evangelischen Oberkir­
chenrat als Material zur Kenntnisnahme oder empfehlend 
weiter.
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(3) Vorlagen des Landeskirchenrats werden in der 
nächsten Sitzung der Synode eingebracht. Sie sollen 
ebenso wie Anträge dazu vor der Behandlung im Plenum 
durch einen ständigen Ausschuß vorberaten werden. 
Die Vorberatung muß erfolgen auf Verlangen von min­
destens drei Synodalen oder des Evangelischen Ober­
kirchenrates. Die Synode beschließt, welchem Ausschuß 
eine Sache zu überweisen ist. Vor der Verweisung kann 
eine grundsätzliche Aussprache stattfinden, bei der 
sachliche Anträge nicht zulässig sind. In dringenden 
Fällen kann der Präsident eine Vorlage auch von sich 
aus einem Ausschuß überweisen, unbeschadet des 
Beschlußrechts der Synode in ihrer nächsten Sitzung.
(4) Von den Vorlagen des Landeskirchenrates ist 
jedem Synodalen ein Abdruck auszuhändigen. Inwieweit 
sonst eine Vervielfältigung stattfindet, bestimmt der 
Präsident oder der Vorsitzende eines Ausschusses.

§ 19
Mindestens drei Synodale oder der Landesbischof können 
schriftliche Anträge an die Landessynode über einen 
zum Wirkungskreis der Synode gehörigen Gegenstand 
richten, die im Plenum zu behandeln sind.
Gesetzesvorlagen aus der Mitte der Synode (§ 132 GO) 
bedürfen der Unterschrift von mindestens zehn Syn­
odalen.

§ 20
Alle Eingänge gelten mit dem Schluß der Tagung als 
erledigt, wenn nicht die Synode ihre weitere Behandlung 
beschließt.

Fragestunde, Anfragen

§ 21
(1) Auf jeder Tagung der Synode wird eine Frage­
stunde vorgesehen, in der die Synodalen das Recht 
haben, an den Landesbischof und an den Evange­
lischen Oberkirchenrat Anfragen zu richten, die für das 
äußere und innere Leben der Landeskirche von allge­
meiner Bedeutung sind. Die Fragen dürfen sich nicht 
auf Tagesordnungspunkte beziehen.
(2) Die kurz und bestimmt zu haltenden Fragen sind 
bis spätestens zwei Wochen vor Beginn der Tagung 
beim Präsidenten einzureichen, der über die Zulässig­
keit entscheidet und für die Beantwortung sorgt. Bei 
später eingehenden zulässigen Fragen prüft der Präsi­
dent die Möglichkeit einer Beantwortung. Die Fragen 
gehen allen Synodalen schriftlich zu.
(3) Nach Beantwortung der Frage kann der Fragestel­
ler zwei Zusatzfragen stellen; aus der Mitte der Synode 
können zum gleichen Gegenstand weitere Zusatzfragen 
gestellt werden. Die Zusatzfragen müssen in einem 
unmittelbaren Zusammenhang mit der Hauptfrage stehen 
und dürfen keine Feststellungen oder Wertungen ent­
halten. Eine Aussprache findet nicht statt.

(4) Ist der Evangelische Oberkirchenrat zur Beant­
wortung der Frage während der Tagung der Synode 
nicht in der Lage, so ist die Antwort innerhalb von zwei 
Wochen allen Synodalen schriftlich mitzuteilen.

(5) Die Beantwortung einfacher Anfragen, die schrift­
lich vorliegen und sich auf Tatsachen beziehen müssen, 
erfolgt schriftlich zu Händen des Anfragenden. Der Prä­
sident erhält von der Antwort Nachricht und macht von 
der Anfrage und der Antwort der Synode Mitteilung, falls 
die Angelegenheit von allgemeiner Bedeutung und die 
Bekanntgabe ohne Bedenken ist.

§ 22
(1) Die Synodalen haben das Recht, an den Landes­
bischof und den Evangelischen Oberkirchenrat förmliche 
Anfragen zu richten.
(2) Die förmliche Anfrage muß von mindestens drei 
Synodalen gestellt werden. Sie können verlangen, daß 
die Beantwortung, für die der Landesbischof die Zeit 
bestimmt, mündlich in einer Sitzung der Synode erfolgt, 
nachdem die Anfrage mündlich begründet worden ist. 
An die Beantwortung kann sich auf Beschluß der Synode 
eine Aussprache anschließen, in der Anträge gestellt 
werden können.

Sitzungen

§ 23
(1) Die Zeit einer Sitzung und die Tagesordnung wer­
den vom Präsidenten festgesetzt.
(2) Alle Synodalen sind zur Teilnahme an den Sitzungen 
berechtigt und verpflichtet. Der Präsident kann aus drin­
genden Gründen einzelne Synodale beurlauben. Wer 
wegen Krankheit oder aus anderem zwingendem Anlaß 
verhindert ist, hat davon alsbald dem Präsidenten Mit­
teilung zu machen. Der Präsident gibt diese Fälle in der 
nächsten Sitzung bekannt.
(3) Die Anwesenheit der Synodalen wird für jeden Tag 
durch eigenhändige Eintragung in eine im Sitzungssaal 
oder in der Kanzlei der Synode aufliegende Liste beur­
kundet.

(4) Die Sitzungen der Synode sind öffentlich. Die 
Synode kann die Öffentlichkeit ausschließen, wenn die 
Rücksicht auf die Landeskirche es erfordert. Diese Vor­
aussetzung wird angenommen, wenn der Landeskir­
chenrat oder der Evangelische Oberkirchenrat den 
Ausschluß der Öffentlichkeit für eine Mitteilung begehrt, 
deren Geheimhaltung er für nötig erachtet.
(5) Nichtsynodale Mitglieder besonderer Ausschüsse 
(§ 13 Abs. 3) oder sachkundige Personen können 
durch den Präsidenten zur Sitzung mit beratender 
Stimme zugelassen werden.
(6) Vertreter der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land und ihrer Gliedkirchen nehmen an den Plenar­
sitzungen (Absätze 1 und 2) mit beratender Stimme teil. 
Gästen kann der Präsident das Wort erteilen.

§ 24
(1) Der Präsident und die Schriftführer haben ihre 
Plätze an einem besonderen Tisch, alle übrigen Syn­
odalen im Saal. Für den Landesbischof, die Mitglieder 
und Bevollmächtigten des Evangelischen Oberkirchen­
rats, die Prälaten und in der Steuersynode auch für den 
Bevollmächtigten der Landesregierung sind besondere 
Plätze vorbehalten.
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(2) Die Beratungen eröffnet der Präsident. Jede Sitzung 
wird mit einem Gebet, das der Präsident oder ein von 
ihm Beauftragter spricht, eingeleitet und geschlossen 
(§118 GO).
(3) Kein Synodaler darf das Wort nehmen ohne 
Erlaubnis des Präsidenten. Wortmeldungen erfolgen 
vor Eröffnung der Sitzung bei einem diensttuenden 
Schriftführer, nachher beim Präsidenten. Sie gelten bis 
zum Schluß der Beratung über einen Gegenstand; wird 
in die Beratung eines Gegenstandes nicht eingetreten, 
so verlieren sie mit Schluß der Sitzung ihre Geltung.
(4) Anträge, die nicht einem Ausschuß überwiesen 
werden, sind mündlich zu begründen. Abänderungsan­
träge zu einem Gegenstand der Tagesordnung müssen 
mit der Hauptfrage im Zusammenhang stehen und dürfen 
einer in derselben Beratung ergangenen Entscheidung 
der Synode nicht widersprechen.

(5) Der Präsident erteilt das Wort nach der Reihen­
folge der Anmeldungen. Er kann davon abweichen, um, 
soweit möglich und zweckmäßig, Redner für und gegen 
einen Antrag gleichmäßig zu Wort kommen zu lassen. 
Seinen Platz in der Rednerliste kann jeder Synodale 
einem anderen abtreten.

(6) Die Mitglieder des Evangelischen Oberkirchenrats 
und die Prälaten erhalten jederzeit außerhalb der Red­
nerliste das Wort.
(7) Niemand darf in seiner Rede unterbrochen werden. 
Über denselben Gegenstand darf ein Synodaler nur mit 
Zustimmung der Synode mehr als zweimal sprechen.

§ 25
(1) Die Wortmeldung zur Geschäftsordnung unter­
bricht die Erörterung der Hauptfrage, jedoch darf hier­
durch ein Redner nicht unterbrochen werden. Ein 
Geschäftsordnungsantrag und seine Ablehnung können 
von je einem Synodalen begründet werden. Die Ausfüh­
rungen dürfen nur mit Genehmigung des Präsidenten die 
Dauer von 5 Minuten überschreiten.
(2) Anträge auf Vertagung der Sitzung, auf Schluß der 
Beratung oder auf Schluß der Rednerliste unterbrechen 
ebenfalls die Erörterung der Hauptfrage. Über derartige 
Anträge, die von jedem Synodalen gestellt werden 
können, wird ohne Begründung und Beratung abge­
stimmt.
(3) Zu persönlichen Bemerkungen, wozu auch Richtig­
stellungen und Aufklärungen von Mißverständnissen 
gehören, wird jedem Synodalen am Schluß der Bera­
tung über die Hauptfrage, im Fall der Vertagung am 
Schluß der Sitzung das Wort erteilt. Die Ausführungen 
dürfen nur mit Genehmigung des Präsidenten die 
Dauer von 5 Minuten übersteigen.

§ 26
Die Synode kann bis zum Beginn der Abstimmung 
jederzeit beschließen, eine angefangene Verhandlung 
zu unterbrechen und die Fortsetzung auf eine andere 
Sitzung zu verschieben oder den Gegenstand einem 
Ausschuß zu überweisen oder ihn an den bereits früher 
damit befaßten Ausschuß zurückzuverweisen.

§ 27
(1) Der Präsident erklärt die Beratung für geschlossen, 
wenn sich kein Redner mehr meldet oder die Synode 
den Schluß der Beratung beschließt. Hierauf erhalten 
die Antragsteller und zuletzt die Berichterstatter, bei der 
Besprechung einer förmlichen Anfrage der Anfragende 
das Schlußwort; sie dürfen darin über den Rahmen der 
seitherigen Verhandlungen nicht hinausgehen. Ergreift 
ein Vertreter des Evangelischen Oberkirchenrats noch­
mals das Wort, so gilt die Beratung als wieder eröffnet.

(2) Nach Schluß der Beratung stellt der Präsident die 
Fragen, über die die Landessynode zu entscheiden hat. 
Sie werden so gefaßt, daß sie mit „Ja“ oder mit „Nein“ 
beantwortet werden können. Über Fassung und Reihen­
folge der gestellten Fragen kann zur Geschäftsordnung 
das Wort verlangt werden. Wird den Vorschlägen des 
Präsidenten zur Fassung und Reihenfolge widerspro­
chen, so entscheidet die Synode.

(3) Unmittelbar vor der Abstimmung ist die Frage zu 
verlesen.

§ 28
(1) Zu Beginn einer jeden Tagung läßt der Präsident 
die Beschlußfähigkeit (§ 116 Abs. 1 Buchst, b GO) 
durch Namensaufruf feststellen. Diese Feststellung 
braucht während einer Tagung nur wiederholt zu werden, 
wenn aus der Synode bezweifelt wird, daß sie 
beschlußfähig ist.

(2) Wird die Beschlußfähigkeit vor einer Abstimmung 
oder Wahl bezweifelt und vom Präsidenten weder 
bejaht noch verneint, so wird sie durch Namensaufruf 
festgestellt. Der Präsident kann die Abstimmung oder 
Wahl kurze Zeit aussetzen.

(3) Zur Fassung eines Beschlusses ist die Zustimmung 
der Mehrheit der anwesenden Synodalen erforderlich 
(§ 116 Abs. 1 Buchst, c GO). Bei Stimmengleichheit ist 
der zur Entscheidung gestellte Antrag abgelehnt und 
eine Wahl durch den Präsidenten zu entscheiden.

(4) Ein Gesetz, das eine Änderung der Grundordnung ent­
hält, bedarf zur Annahme einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der anwesenden Synodalen bei Anwesenheit von min­
destens drei Vierteln aller Synodalen (§ 132 Satz 2 GO).

§ 29
(1) Bei Gesetzentwürfen wird über die Überschrift und 
die einzelnen Paragraphen getrennt abgestimmt. Glei­
ches gilt von den entsprechenden Abschnitten des Kir­
chenhaushalts sowie von dem Stellenplan und den 
Haushaltsvermerken. Außerdem findet eine Schlußab­
stimmung über den ganzen Entwurf statt.

(2) Abänderungsanträge kommen vor dem Hauptantrag 
zur Abstimmung. Unter mehreren Abänderungsanträgen 
kommt derjenige zuerst zur Abstimmung, der sich am 
weitesten vom Hauptantrag entfernt. Als Hauptantrag 
gilt, falls eine Beratung in einem Ausschuß erfolgte, der 
Antrag des Ausschusses; dieser tritt, soweit er eine 
Änderung an der ursprünglichen Vorlage oder dem 
ursprünglichen Antrag vorschlägt, an deren Stelle. Liegen 
Anträge mehrerer Ausschüsse vor, wird über den 
Antrag zuerst abgestimmt, der sich von der ursprüngli­
chen Vorlage am weitesten entfernt.
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(3) Alle Gesetzentwürfe bedürfen zu ihrer Annahme 
oder Nichtannahme einer wiederholten, durch mindestens 
eine Nacht getrennten Abstimmung, wenn mindestens 
zehn Synodale oder der Landeskirchenrates verlangen, 
bevor die Tagung geschlossen ist oder die Verkündung 
des Gesetzes stattgefunden hat. Die Wiederholung 
kann hinsichtlich einer Teilabstimmung oder der 
Schlußabstimmung verlangt werden; hat die Teilab­
stimmung ein anderes Ergebnis, so muß auch die 
Schlußabstimmung wiederholt werden. Die wiederholte 
Abstimmung ist endgültig.

§ 30
(1) Namentliche Abstimmung findet nur auf Antrag 
von mindestens zehn Synodalen statt. Über einen 
Schluß- oder Vertagungsantrag kann namentliche 
Abstimmung nicht beantragt werden. Bei Wahlen ist ei­
ne namentliche Abstimmung nicht zulässig.
(2) Die Namen der Abstimmenden und ihre Abstim­
mung werden in das Sitzungsprotokoll aufgenommen, 
ebenso die Namen der Fehlenden mit der Angabe, ob 
sie beurlaubt oder krank oder sonst verhindert sind oder 
ob sie unentschuldigt fehlen.
(3) Ergibt sich bei der namentlichen Abstimmung, daß 
die zur Gültigkeit der Beschlußfassung erforderliche 
Zahl von Synodalen nicht vorhanden ist, so ist die 
Abstimmung in der nächsten Sitzung ohne nochmalige 
Verhandlung zu wiederholen.

§ 31
(1) Soweit namentliche Abstimmung nicht stattfindet, 
wird durch Aufstehen oder durch Handaufheben abge­
stimmt. Bei zweifelhafter Entscheidung wird das Ergebnis 
der Abstimmung durch Gegenprobe, nötigenfalls durch 
Auszählen festgestellt. Bei Kirchengesetzen muß die 
Zahl der dafür und dagegen stimmenden Synodalen 
festgestellt und in der Niederschrift vermerkt werden.
(2) Wenn gegen einen Antrag von keiner Seite Wider­
spruch erhoben worden ist, kann der Präsident dies 
feststellen und ohne förmliche Abstimmung die 
Annahme erklären.

§ 32
(1) Wegen Abschweifungen vom Beratungsgegen­
stand kann der Präsident einen Synodalen zur Sache 
rufen.
(2) Wenn ein Synodaler in der Sitzung die Ordnung 
verletzt, insbesondere wenn er persönlich verletzende 
Ausführungen macht, wird er vom Präsidenten gerügt 
oder in schwereren Fällen zur Ordnung gerufen. Nötigen­
falls kann ihm auch das Wort entzogen werden.
(3) Rüge oder Ordnungsruf werden vom Präsidenten 
sofort oder spätestens in der nächsten Sitzung der 
Synode ausgesprochen. Erfolgt die Rüge oder der Ord­
nungsruf nicht sofort, so ist gleichzeitig der Tatbestand 
bekanntzugeben.
(4) Äußerungen eines Synodalen, welche von dem 
Präsidenten gerügt oder mit einem Ordnungsruf belegt 
worden sind, dürfen von den folgenden Rednern nicht 
zum Gegenstand einer Entgegnung gemacht werden.

(5) Gegen die Rüge oder den Ordnungsruf kann 
spätestens am folgenden Werktag schriftlich Einspruch 
erhoben werden. Die Synode entscheidet - ohne Bera­
tung darüber -, ob die Maßregel gerechtfertigt war.

§33
(1) Dem Ausspruch des Präsidenten oder dem auf 
Einsprache erfolgten Beschluß der Synode hat jeder 
Synodale Folge zu leisten.
(2) Wenn es dem Präsidenten nicht gelingt, die Ordnung 
wieder herzustellen, so kann er die Sitzung unterbrechen. 
Nach einer Stunde wird die Sitzung fortgesetzt.

§34
(1) Der Präsident wahrt das Hausrecht im Sitzungs­
saal und in den Nebenräumen einschließlich des für die 
Allgemeinheit zugänglichen Bereichs.
(2) Wer von den Zuhörern durch Zeichen des Beifalls 
oder der Mißbilligung oder auf andere Weise die Ver­
sammlung stört, kann angewiesen werden, sich zu ent­
fernen. Bei fortdauernden Störungen kann der Präsident 
den Zuhörerraum räumen lassen.
(3) Der Eintritt in den den Synodalen vorbehaltenen 
Teil des Sitzungssaales ist nur denen gestattet, welche 
durch die Grundordnung oder die Geschäftsordnung 
oder durch Dienstleistungen bei der Synode oder durch 
den Präsidenten dahin berufen sind. Jeder Synodale 
hat das Recht, den Präsidenten auf die unbefugte 
Anwesenheit anderer Personen aufmerksam zu 
machen.

§ 35
(1) Sämtliche Verhandlungen der Synode sollen 
durch einen Stenografen aufgenommen werden. Die 
Aufnahme dient zur Herstellung des amtlichen Proto­
kolls.
(2) Jeder Redner erhält eine Niederschrift seiner Aus­
führungen zur Prüfung; gibt er sie nicht binnen einer 
Woche zurück, so gilt sie als genehmigt. Berichtigungen 
dürfen den Sinn der Rede nicht ändern; Ausführungen 
der Berichterstatter dürfen keine Änderung erfahren. 
Über wichtige Meinungsverschiedenheiten entscheidet 
der Präsident.
(3) Außerdem wird über jede Sitzung von einem 
Schriftführer, den der Präsident bestimmt, mit Unter­
stützung durch die Kanzlei eine Niederschrift gefertigt, 
in die Ort und Zeit der Sitzung, die Tagesordnung, die 
Redner, die Anträge und die Abstimmungsergebnisse 
sowie solche tatsächlichen Angaben aufzunehmen 
sind, deren Aufnahme der Präsident, der Evangelische 
Oberkirchenrat oder die Synode verlangen. Die Nieder­
schrift wird von dem Schriftführer und dem Präsidenten 
unterzeichnet.
(4) Über nichtöffentliche Sitzungen werden besondere 
Aufnahmen und Niederschriften gefertigt, deren Ver­
öffentlichung nur mit Zustimmung der Synode oder des 
Landeskirchenrats bzw. des Evangelischen Oberkir­
chenrats, falls diese den Ausschluß der Öffentlichkeit 
verlangt hatten (vgl. § 23 Abs. 4), erfolgen darf.
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§36

(1) Über die von der Synode angenommenen kirchli­
chen Gesetze und sonstigen Anträge sowie über die 
dem Evangelischen Oberkirchenrat überwiesenen Ein­
gaben, Anregungen und Bitten wird dem Evangelischen 
Oberkirchenrat vom Präsidenten schriftlich Mitteilung 
gemacht. Der Entwurf eines Beschlusses kann einem 
Ausschuß übertragen werden.

(2) Gegen Beschlüsse der Synode, auch solche über 
Gesetze, kann der Evangelische Oberkirchenrat Ein­
spruch erheben, wenn er sie als nachteilig für die Lan­
deskirche ansieht. Er hat dies noch während der 
Tagung, in welcher der beanstandete Beschluß ergangen 
ist, der Synode unter Darlegung der Gründe mitzuteilen. 
Verbleibt die Synode bei ihrem Beschluß und der Evan­
gelische Oberkirchenrat bei seinem Einspruch, so 
ist eine nochmalige Behandlung und Abstimmung 
auf der nächsten Tagung der Synode erforderlich. 
In diesem Falle ist der Vollzug des beanstandeten 
Beschlusses bis zur erneuten Beschlußfassung auf­
geschoben. Gegen einen erneuten, sachlich unver­
änderten Beschluß der Synode kann der Evangelische 
Oberkirchenrat nicht abermals Einspruch erheben 
(§117 GO).

§37

Im Rahmen der Haushaltsmittel können die Mitglieder 
der Landessynode eine Aufwandsentschädigung (zum 
Beispiel Reisekosten, ggf. Verdienstausfall) erhalten. 
Die allgemeinen Grundsätze hierfür werden vom Ältesten­
rat festgelegt.

Auslegung und Änderung der Geschäftsordnung, 
Abweichung von der Geschäftsordnung

§ 38
(1) Zweifel über die Auslegung der Geschäftsordnung 
in einem Einzelfalle entscheidet die Synode mit einfa­
cher Mehrheit. Der Präsident kann vor der Abstimmung 
den Ältestenrat hören.
(2) Änderungen der Geschäftsordnung können nur auf 
Grund vorausgegangener Beratung in einem Ausschuß 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Syn­
odalen beschlossen werden. § 29 Abs. 3 gilt sinngemäß.
(3) Die Synode kann beschließen, die Formen der 
Beratung und Entscheidung in jeder geeigneten Weise 
abzukürzen, soweit nicht die Bestimmungen der Grund­
ordnung entgegenstehen oder mindestens zehn Syn­
odale oder der Landesbischof widersprechen.
(4) Eine Abweichung von den Bestimmungen der 
Geschäftsordnung im Einzelfall ist im Rahmen der 
Grundordnung zulässig, wenn ausdrücklich darauf hin­
gewiesen wird und nicht ein Synodaler oder der Evan­
gelische Oberkirchenrat widerspricht.

Inkrafttreten
§ 39

Die vorliegende Geschäftsordnung tritt am 1. Dezem­
ber 1986 in Kraft.

Karlsruhe, den 14. Oktober 1986

Präsident der Landessynode 
der Evangelischen Landeskirche 

in Baden
Hans Bayer
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